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Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 7. April 2025 

 

Kurzzusammenfassung: Der Fall steht im Zusammenhang mit dem zweimaligen Unter-
fliegen einer Rheinbrücke mit einem Helikopter und dem darauf erfolgten Lizenzentzug von 
zwei Monaten. Das Bundesverwaltungsgericht entschied, dass verwaltungsrechtliche Mas-
snahmen vom BAZL unabhängig von der Durchführung und dem Abschluss eines Verwal-
tungsstrafverfahrens verfügt werden können. 

Zusammenfassung/Urteil:  

Am 24. Dezember 2021 flog A. zwei Mal mit einem Helikopter unter der Reinbrücke Senn-
wald-Ruggell hindurch. Dies zeigte er zwei Tage später selbst beim BAZL an, nachdem die 
zwei Brückenunterquerungen von einer Privatperson gefilmt und die Aufnahmen auf einem 
Schweizermedienportal publiziert wurden. Zwei Inspektoren führten in ihrem Inspektions-
bericht aus, dass das Flugmanöver als unüblich einzustufen und der Sicherheitsabstand 
zum Wasser und der Brücke als klar ungenügend zu bewerten seien. Daraufhin entzog das 
BAZL nach Gewährung des rechtlichen Gehörs resp. der Akteneinsicht dem Piloten des 
Helikopters die Fluglizenz für eine Dauer von zwei Monaten. Dagegen erhob dieser Be-
schwerde beim Bundesverwaltungsgericht.  

Den Entzug der Pilotenlizenz begründete das BAZL hauptsächlich damit, dass der Pilot mit 
seinem Brückendurchflug ein grosses Gefährdungspotenzial geschaffen habe. Er habe das 
Luftfahrzeug vorsätzlich riskant betrieben und dadurch Menschenleben und Sachen Dritter 
gefährdet. Weiter führte die Vorinstanz aus, das Unterfliegen einer Brücke sei per se ris-
kant. Dies umso mehr, wenn mit erheblicher Fluggeschwindigkeit geflogen werde und über- 
und unterhalb des Luftfahrzeugs nur wenig Platz vorhanden sei, mitunter also die Mindest-
flughöhen nicht eingehalten werden. So hätte bereits ein minimaler Steuerimpuls, eine 
Windböe oder eine geringfügige Veränderung der Luftströmungsverhältnisse zu einer Kol-
lision führen können. Das Risiko sei umso grösser gewesen, als der Pilot sich seinen eige-
nen Angaben zu Folge spontan zum Flugmanöver entschieden und die An- und Abflugwege 
nicht rekognosziert habe. 

Der Beschwerdeführer hielt dem entgegen, die Vorinstanz hätte die entsprechende verwal-
tungsrechtliche Massnahme des Lizenzentzugs erst erlassen dürfen, nachdem ein verwal-
tungsstrafrechtliches Verfahren durchgeführt und abgeschlossen worden sei. Das Bundes-
verwaltungsgericht führt dazu aus, dass kein Anlass bestehe, vom klaren Wortlaut des Art. 
92 LFG abzuweichen, welcher die Vorinstanz ausdrücklich ermächtige, verwaltungsrechtli-
che Massnahmen zu verhängen, ohne vorher den Ausgang eines allfälligen Strafverfahrens 
abzuwarten. Die Vorinstanz habe die Verwaltungsmassnahme damit weder unrechtmässig 
noch überstürzt ausgesprochen. 

Hinsichtlich der Dauer des Lizenzentzuges lehnte sich die Vorinstanz an die strassenver-
kehrsrechtlichen Regelungen an und hielt aufgrund der konkreten Umstände einen War-
nungsentzug als erzieherische Massnahme für angezeigt. Dieser Argumentation der Vo-
rinstanz folgte auch das Bundesverwaltungsgericht und bestätigte den zweimonatigen Li-
zenzentzug als angemessen.  
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Der Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts wurde ans Bundesgericht weitergezogen 
und wurde mithin noch nicht rechtskräftig.  


